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Niederlage für die
„Einheitsregierung“
Nur zwei Tage nachdem der
libysche Premierminister Fa -
yez Sarraj, 56, die Abgeord-
neten im Osten des Landes
im SPIEGEL-Gespräch aufge-
fordert hatte, ihren etwa drei
Monate währenden Sitzungs-
boykott zu beenden und sei-
ne „Einheitsregierung“ anzu-
erkennen, kam das Parla-
ment am Montag zusammen.
Doch anstatt das Kabinett zu
bestätigen, lehnten 61 der 
101 erschienenen Parlamenta-
rier die Ministerliste ab –
eine schwere Niederlage für
Sarraj. Der gelernte Archi-
tekt hatte das schwierige
Amt des Regierungschefs im
März übernommen. Gegner
seiner von den Vereinten Na-
tionen ausgehandelten

„Einheits regierung“ behaup-
ten, Sarraj habe mit dem 
negativen Quorum im inter-
national akzeptierten Parla-
ment jede Legitimität verlo-
ren. Die Hardliner um den
ehemaligen Gaddafi-General
Khalifa Haftar beschuldigen
den Premier, in Tripolis eine
islamistische Regierung zu 
errichten; Haftar betrachtet
sich als wichtigsten Vertei -
diger des säkularen Libyen.
Wenn das zersplitterte Bür-
gerkriegsland überhaupt eine
Chance auf  Stabilisierung
hat, dann ist diese nur im
Kompromiss zu  finden. Pre-
mier Sarraj mag  wenig Auto-
rität besitzen, doch seine Re-
gierung kam immerhin durch
Beteiligung der wichtigsten
politischen Lager zustande.
Er will weiter versuchen, ein
Kabinett aufzustellen, dem
das Parlament vielleicht doch

noch  zustimmt. Vermitteln
will auch weiterhin der deut-
sche Uno-Sondergesandte
Martin Kobler. Er ist in die-
sen Tagen  unterwegs nach
Katar,  Ägypten und in die
Vereinigten Arabischen Emi-
rate, die hinter vielen Kampf-
truppen in Libyen stehen.
Der Diplomat will sie als Un-
terstützer für den politischen
Prozess gewinnen. „Gut,
dass sich das Parlament end-
lich getroffen hat, nun arbei-
ten wir daran, den Konsens
zu verbreitern“, sagte Kobler
dem SPIEGEL. Das klingt
nach Zweckoptimismus,
denn nach einem Konsens
sieht es nicht aus. Nur weni-
ge Hundert Kilo meter vor
den  Außenposten Europas
braut sich ein toxisches Ge-
misch aus Krimina lität, 
Menschenschmuggel und Ex-
tremismus zusammen. suk

Ostasien

Gefährlicher 
Anspruch
Eine Zeit lang schien es, 
als hätte Japan sich daran ge-
wöhnt, dass Schiffe der chi-
nesischen Küstenwache regel-
mäßig in die Gewässer um
die Senkaku-Inseln im Ost-
chinesischen Meer ein -
dringen. Erst kürzlich waren
 bewaffnete Boote Pekings
 sowie über 200 chinesische
Fischerboote in das Gebiet
vorgestoßen, um die Besitz-

ansprüche Chinas zu demons-
trieren. Doch damit riskiert
Peking, dass Tokio jetzt die
Geduld verliert im Streit um
die 1895 annektierten Inseln.
„Die chinesische Seite weitet
ihre Aktivitäten immer ag-
gressiver aus“, sagte Admiral
Katsutoshi Kawano, Gene -
ralstabschef der japanischen
Streitkräfte dem SPIEGEL.
Eine Eskalation wird in To-
kio nicht mehr ausgeschlos-
sen. „Die Senkaku-Inseln 
gehören uns“, so Kawano,
„unsere Streitkräfte werden

sie entschlossen verteidigen.“ 
Er warnt Peking davor, die 
japanische Handlungsbereit-
schaft zu unterschätzen. 
Besonders gefährlich macht
die Auseinandersetzung, 
dass die Militärs beider Län-
der keinen festen Gesprächs-
kanal unterhalten. Japan,
 behauptet Kawano, dränge
seit Längerem darauf, einen
Mechanismus für Treffen
hochrangiger Offiziere ein -
zurichten, doch die Ge -
spräche darüber kämen nicht 
voran. ww
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Senkaku-Inseln 

Fußnote

46635
Kubaner sind seit Oktober
2015 bis Juli in die USA
geflüchtet. Bevor US-
Präsident Barack Obama 
ankündigte, die Be -
 ziehungen mit Havanna 
wiederaufzunehmen, 
waren es zwischen 
Oktober 2013 und 2014
nur 24 278. Weil viele 
um ihr Einbürgerungs-
privi leg fürchten, steigt
die Flüchtlingszahl.


